
Auf gut Schwäbisch

Täglich neu: Landestypisches für
Einheimische und Reigschmeckte

Leser auf
Gedichtsuche
Leser helfen Leser – dieses Motto ist heute
mal wieder gefragt. Anne Brenner aus Ig-
gingen-Schönhardt ist nämlich auf der Su-
che nach einem Gedicht, und zwar „über
das Stupfen. Meine Mutter hat es gekannt.
Leider habe ich es nicht aufgeschrieben.
Auch in der Verwandtschaft kann sich kei-
ner daran erinnern. Ich weiß nur noch eine
Ziele, die da heißt: ,I bitt um da kleine Ma-
ga, da großa ka i au no traga.‘ Vielleicht
kennt jemand die fehlenden Zeilen.“

Auch Irma Gaukel aus Kernen-Stetten
ist auf Gedichtsuche. Sie schreibt: „Mir ist
ein Lied in den Sinn gekommen, das ich als
Kind von meinen Eltern gelernt habe. Lei-
der kenne ich nur noch den ersten Vers; es
sind aber sicher drei oder vier Verse. Ich
kenn’ auch die Melodie, habe aber keine
Noten mehr. Nun wende ich mich an Sie.
Vielleicht kennt noch jemand von der älte-
ren Generationdas Lied und kann mir hel-
fen. Der erste Vers lautet:

,Kennst du das Land
in deutschen Gauen,
das schönste dort am Neckarstrand.
Wo grün die Rebenhügel schauen,
ins Tal von hoher Felsenwand.
Es ist das Land, das mich gebar,
wo meiner Väter Wiege stand.
Drum sing’ ich heut und immerdar:
Das schöne Schwaben ist mein
Heimatland.‘“

Eine nette Sprach-Anekdote schickt
uns Gabi Schlewek aus Wendlingen: „Als
ich in der Zeitung den Bericht über die
Frage las, wie wir schwäbischen Kinder
früher wohl Hochdeutsch gelernt haben
(‚Auf gut Schwäbisch‘ vom 14. November),
fiel mir folgende Geschichte ein: Vor eini-
gen Jahren waren wir zum Motorradfah-
ren auf Korsika und haben dort ein Pär-
chen kennengelernt, das aus der Gegend
von Hannover stammte. Wir haben uns gut
verstanden trotz der kleinen Sprachbar-
riere. Eines Tages saßen wir am Camping-
tisch; ich schrieb ein paar Postkarten. Da
sagte unsre neue Bekanntschaft plötzlich
ganz entsetzt: ,Du schreibst ja Hoch-
deutsch! Ich dachte immer, ihr lernt nur
Schwäbisch in der Schule.‘ Wir haben uns
kugelig gelacht und den Bekannten mitge-
teilt, dass auch Schwabenkinder ganz
normales Hochdeutsch lernen. Das konnte
sie kaum glauben . . .“

Der schwäbische Spruch des Tages
kommt von Willi Lengerer aus Hohen-
stein-Bernloch – passend zur aktuellen
Wetterlage: „Der ko ed so schnell zittra,
wia der schnaddert.‘“

www.auf-gut-schwaebisch.de

Von Frank Schwaibold
und Rainer Wehaus

STUTTGART. Überlastete Autobahnen und
Bundesstraßen gibt es in Baden-Württem-
berg genügend. Abhilfe schafft nur ein Aus-
bau. Also hat die grün-rote Landesregierung
am 1. Oktober 103 Neubau- und 55 Ausbau-
projekte für den Bundesverkehrswegeplan
angemeldet. Das Problem: Würden alle
Maßnahmen realisiert, müsste die Bundes-
regierung elf Milliarden Euro an Landesver-
kehrsminister Winfried Hermann (Grüne)
überweisen. Doch der bekam in den vergan-
genen Jahren im Schnitt rund 230 Millionen
Euro pro Jahr. Wenn es dumm läuft, sind es
künftig sogar nur 120 Millionen. Das jeden-
falls sieht die mittelfristige Finanzplanung
des Bundes bis 2015 vor.

Also hat Hermann gehandelt. Er hat so-
wohl für die Bundesfern- als auch die Lan-
desstraßen Prioritätenlisten erstellen las-
sen. Jede Straße, die für ausbauwürdig be-
funden ist,wurdeunterdieLupegenommen.
Was bringt der Neu- oder Ausbau in puncto
Verkehrsfluss und Verkehrssicherheit? Wie
wirkt es sich auf Menschen und Umwelt aus?
Welche Kosten entstehen, und wie profitiert
die Wirtschaft davon?

Die Auswertung birgt jede Menge Zünd-
stoff. Denn Bundesfernstraßen, die in Her-
manns Straßenatlas im Mittelfeld oder auf
einem hinteren Platz gelandet sind, haben in
den nächsten 15 Jahren kaum Chancen, ge-

baut zu werden. Der Minister: „Der Grund
für die Priorisierung beim Bundesverkehrs-
wegeplan ist die enorme Diskrepanz zwi-
schen voraussichtlicher Mittelzuweisung
durch den Bund und dem Finanzierungsbe-
darf für die angemeldeten Projekte.“

Auffallend ist, dass der Regierungsbezirk
Karlsruhe fast überall auf Platz eins steht.
Bei den Bundesstraßen ist es beim Ausbau
die B 462 (Querspange Bad Rotenfels–Rot-
herma), beim Neubau die B 293 (Ortsumfah-
rung Berghausen) und bei den Tunneln die
B296 in Calw. Bei den Autobahnen stellt
Karlsruhe mit der A 5 (Heidelberg–Schwet-
zingen), der A 8 (Pforzheim–Wurmberg) und
der A 6 (Wiesloch–Sinsheim) sogar die Top 3.

Die Landesstraßen sind ebenfalls unterfi-

nanziert. Im Generalverkehrsplan des Lan-
des–2010vonderdamaligenCDU-FDP-Re-
gierung aufgestellt – wurden 734 Bauvorha-
ben mit einem Volumen von 2,5 Milliarden
Euro angemeldet. Nun ist nur noch ein
Sechstel davon auf Hermanns Liste übrig
geblieben. Die 123 priorisierten Landesstra-
ßen kosten in Summe 385 Millionen Euro.
Der Minister rechnet damit, dass ihm in den
nächsten zehn Jahren etwa 400 Millionen
Euro für den Neu- und Ausbau zur Verfü-
gung stehen werden. Damit könnten die für
vorrangig befundenen Landesstraßen tat-
sächlich gebaut werden. 2015 soll es damit
losgehen.Bisdahin istdasLandnochvollauf
damit beschäftigt, bereits im Bau befindli-
che Maßnahmen zu vollenden.

Hermanns Straßenatlas
birgt viel Zündstoff
Gebaut wird in den nächsten 15 Jahren nur, was in der Prioritätenliste auf einem vorderen Platz steht

Wünsche gibt es beim Straßenbau viele.
Doch sind sie auch alle finanzierbar?
Verkehrsminister Hermann greift nun
durch und hat für Bundesfern- und
Landesstraßen Prioritätenlisten erstellt.

Schöne, aber teure Planung: Das unterirdische Bürger- undMedienzentrum soll direkt neben dem Landtag in Stuttgart gebaut werden, droht aber wegen
einer Kostenexplosion erst gar nicht verwirklicht zuwerden Foto:Henning Larsen architects

„Da weht ein
Hauch von Limburg
um den Landtag“
Von Frank Krause

STUTTGART. Dem geplanten Bau eines Bür-
ger- und Medienzentrums am Landtag in
Stuttgart droht das Aus noch vor dem ersten
Spatenstich. „Ich bin nicht bereit, das Pro-
jekt auf dieser Basis weiterzuverfolgen“,
sagte Landtagspräsident Guido Wolf (CDU)
am Mittwoch unserer Zeitung. Er reagierte
damit auf Berechnungen des Münchner
Architekturbüros Larsen, das am Dienstag-
abend dem Landtagspräsidium eine erste
Kalkulation vorgelegt hatte, wonach die
Kosten von geplanten 17,5 Millionen auf 26
Millionen Euro zu explodieren drohen. Wolf
sagte, eine solche Steigerung sei „nicht hin-
nehmbar und den Bürgern nicht zu vermit-
teln“. Das Finanzministerium und das
Architekturbüro seien aufgefordert worden,
schnellstens „belastbare Zahlen“ vorzule-
gen. „Wir haben jetzt noch die Chance, die
Notbremse zu ziehen“, sagte Wolf.

Auch FDP-Landtagsfraktionschef Hans-
Ulrich Rülke kritisierte die Experten von Fi-
nanzminister Nils Schmid (SPD) und das
Architekturbüro für die Herangehensweise
an das Projekt. „Hier weht ein Hauch von
Limburger Bischofssitz und Berliner Flug-
hafen um den Landtag.“ Die FDP werde
„diese ungeheure Kostensteigerung“ nicht
mittragen: „Aus unserer Sicht steht das Pro-
jekt infrage.“ CDU-Landtagsfraktionschef
Peter Hauk forderte vom Finanzministerium
umgehend Kostentransparenz: „Wir brau-
chen verlässliche Zahlen. Ein Limburg in
Stuttgart werden wir nicht mitmachen.“

Info

Hitliste der wichtigsten Straßenprojekte

¡ Bei den Autobahnen hält das Land den
Ausbau der A 5 zwischen dem Kreuz Heidel-
berg und Schwetzingen für am wichtigsten.
Auf Rang zwei folgt der Ausbau der A 8
zwischen Pforzheim-Nord und Wurmberg.
Es folgen zwei Abschnitte auf der A 6, und
zwar zwischen Wiesloch/Rauenberg und
Sinsheim sowie zwischen Bad Rappenau
und Heilbronn/Untereisesheim. Auf Platz
fünf steht der autobahnähnliche Ausbau der
B 27 zwischen Aich und Leinfelden-Echter-
dingen, gefolgt von der A 81 zwischen Lud-
wigsburg-Nord und Zuffenhausen. Der
letzte Autobahnabschnitt wurde vom Land
neu aufgenommen und gleich ziemlich weit
vorne platziert. Sollten die Gelder wie in
den letzten Jahren fließen, haben diese

Projekte eine gute Chance, in den Jahren
2016 bis 2030 realisiert zu werden.

¡ Bei den Bundesstraßen liegt der letzte
Abschnitt der Ausbaustrecke der B 462
zwischen Rastatt und Gaggenau auf dem
ersten Platz, gefolgt vom Ausbau der B 27 an
der Autobahn-Anschlussstelle Neckarsulm.

¡ Bei den Landesstraßen sollen in den
nächsten zehn Jahren unter anderem fol-
gende Projekte aus der Region Stuttgart
realisiert werden: Nordumfahrung Bennin-
gen, Ortsumgehung Heimerdingen, Orts-
umfahrung Plieningen, Ortsumfahrung
Jebenhausen, Ausbau zwischen Mundels-
heim und Backnang.

¡ Die vollständigen Listen unter
www.stuttgarter-nachrichten.de/strassen

Schüler gesteht
Brandstiftung
NachGroßbrand inGymnasium
ermittelt Polizei gegenzwei 14-Jährige

MOSBACH (lsw). Schneller Ermittlungs-
erfolg: Nach dem Großbrand in einem Mos-
bacher Gymnasium stehen zwei 14-jährige
Schüler unter Tatverdacht. Einer der beiden
habe die Tat bereits gestanden, teilten Poli-
zei und Staatsanwaltschaft am Mittwoch
mit.AlsMotivhabederJungeschulischeund
persönliche Probleme angegeben. Beide
Schüler gehen auf das Mosbacher Nicolaus-
Kistner-Gymnasium im Neckar-Odenwald-
Kreis. Details wollten die Ermittler auch
zum Schutz der jungen Tatverdächtigen
nicht nennen. „Wir sind noch mittendrin, es
ist eine entscheidende Phase der Ermittlun-
gen“, sagte ein Sprecher der Mosbacher
Staatsanwaltschaft. „Sobald wir mehr sa-
gen können, werden wir das tun.“

Das Feuer war am Dienstagmorgen vor
Schulbeginn ausgebrochen. Die Gymnasias-
ten haben seither schulfrei. Wie die Schule
auf ihrer Internetseite erklärte, fällt der
Unterricht diese Woche komplett aus. Die
Beamten kamen den mutmaßlichen Tätern
durch einen Hinweis auf die Spur.

Die Ermittler hatten auf dem Schulgelän-
de Hinweise auf Brandstiftung gefunden. So
wurde ein Fenster in Bodennähe eingeschla-
gen oder eingetreten. Möglicherweise sind
die mutmaßlichen Täter hier eingestiegen,
um den Brand zu legen. Der Sprecher sagte:
„Wir haben selbst noch nicht den Überblick
über das ganze Geschehen.“

Von Sven Gruber
und Arnold Rieger

STUTTGART. Baden-Württembergs Bürger
sollten nach Ansicht des Vizepräsidenten
des Bundesverfassungsgerichts, Ferdinand
Kirchhof, mehr mitbestimmen können. „Es
stünde uns gut an, die direkte Demokratie zu
stärken“, sagte der Jurist beim Festakt zum
60. Jahrestag der Landesverfassung in
Stuttgart. Zwar gebe es in der Verfassung
mit den Regelungen zu Volksbegehren und
Volksabstimmungen bereits geeignete Inst-
rumente. Dennoch mahnte Kirchhof: „Aber
sie sind noch nicht alltagstauglich und wer-
den deshalb zu wenig genutzt.“

Der Verfassungsrichter schlug konkret
vor, die Möglichkeit einer Volksinitiative in
die Landesverfassung aufzunehmen. Die
Bürger könnten damit erreichen, dass sich
das Parlament mit einem bestimmten The-
ma befasst. Kirchhofs Vorschlag deckt sich
damit im wesentlichen mit den Plänen des
Landtags, ein solches Instrument zu schaf-
fen. Seiner Meinung nach sollte das Parla-
ment aber auch das Recht haben, eine solche

Volksinitiative abzulehnen, wenn es diese
als untauglich bewertet.

Auch die jüngsten Festredner nutzten die
Bühne im Weißen Saal des Neuen Schlosses
für deutliche Worte. Alena Laier (19), Mar-
kus Christoph Müller (21) und Kaltrina Gas-
hi (19) glichen einzelne Artikel der Landes-
verfassung mit ihren Lebensgeschichten ab.
Hinterher bekamen sie dafür Lobvon höchs-
ter Stelle. „Sie haben den Fingergenau in die
Wunden gelegt, an denen der Verfassungs-
text und die Wirklichkeit auseinanderge-
hen“, sagte Ministerpräsident Winfried
Kretschmann.

Landtagspräsident Guido Wolf gefielen
die kritischen Worte des Trios ebenfalls.
„Dazu gehört viel Mut.“ Wie Kretschmann
unterstrich er in seiner Rede den Wert und
die Werte der Landesverfassung: „Sie si-
chert nicht nur die Freiheit. Sie skizziert
auch seit Inkrafttreten am 19. November
1953, was wir inzwischen Bürgergesell-
schaft nennen.“ Selbst wenn die baden-
württembergische Verfassung sehr weit-
sichtig formuliert wurde, müsse sie ständig
auf ihre Aktualität hin überprüft werden.

Diese Aufgabe übernahmen Gashi, Laier
und Müller gerne. Alle drei pickten sich un-
abhängig voneinander den ersten Absatz des
Artikels elf der Landesverfassung heraus.
Dort heißt es: „Jeder junge Mensch hat ohne
Rücksicht auf Herkunft oder wirtschaftliche
Lage das Recht auf eine seiner Begabung
entsprechende Erziehung und Ausbildung.“

Nach Meinung des Trios hapert es bislang
bei der politischen Umsetzung aber noch.
„Studieren muss unabhängig von der Her-
kunft möglich sein“, forderte Gashi ein-
dringlich Sie selbst besitzt einen Migra-
tionshintergrund. Markus Christoph Müller
wuchs ohne Vater auf. „Ich weiß genau, wie
sich die Angst vor dem Monatsende anfühlt,

wenn das Geld knapp wird“, berichtet der
Student offen. Laier richtete ihr Augenmerk
auf benachteiligte Grundschüler. Viele da-
von bekämen auf weiterführenden Schulen
Probleme, „weil es dort noch größere Klas-
sen und weniger Lehrer gibt, die sich um sie
kümmern können.“

Unter den geladenen Gästen war auch
Landesbischof Gebhard Fürst. Der Kirchen-
vertreter spitzte an einer Stelle besonders
die Ohren: Als Laier von ihren Erfahrungen
an der Kirchenbasis berichtete. „Es ist nicht
mehr cool, ein Ministrant zu sein oder sich
für den Glauben zu interessieren.“ Daher
forderte die 19-jährige, selbst in der kirchli-
chen Jugendarbeit tätig, den ersten Absatz
des Artikels zwölf den heutigen Gegeben-
heiten anzupassen. „Dieser steht nicht im
Einklang mit der Religionsfreiheit“, sagte
die Abiturientin. Denn er schreibe Eltern
eine christliche Erziehung vor.

Für Bischof Fürst ein interessanter Ge-
sichtspunkt, um eine weiterführende Dis-
kussion zu starten: „Nächstenliebe ist frei
von Bevormundung. Dennoch dürfen wir die
Wurzeln unserer Herkunft nicht vergessen.“

Direkte Demokratie soll alltagstauglich werden
Landesverfassung feiert 60. Geburtstag – Beim Festakt imNeuen Schloss schlägt Verfassungsrichter Kirchhof Änderungen vor

„Artikel zwölf steht
nicht im Einklang
mit der Religionsfreiheit“

Alena Laier (19)
Festrednerin

Hier stiegen die Mosbacher Brandstifter
offenbar in die Schule ein Foto: dpa

Lachen ist
nicht strafbar
BALINGEN (lsw). 35 Euro Strafe für zu lau-
tes Lachen: Eine 17-Jährige aus Balingen
dachte erst an einen Scherz, als sie den Be-
scheid der Stadtverwaltung im Briefkas-
ten fand. Doch weil die Stadt es ernst
meinte, zog das Mädchen mit seinem Vater
vor Gericht. Mit Erfolg: Die Richter am
Amtsgericht Balingen hätten sie von allen
Vorwürfen freigesprochen, teilte eine
Sprecherin am Mittwoch mit.

Der Fall hatte in Balingen seit einigen
Monaten für Diskussionen gesorgt. Wie
der „Schwarzwälder Bote“ berichtete,
hatte sich die 17-Jährige an einem Abend
im April mit mehreren Freunden auf
einem Parkplatz getroffen. Es wurde gere-
det und gelacht, aus einem Autoradio kam
Musik. Eine Anwohnerin, die sich davon
gestört fühlte, alarmierte die Polizei. Doch
anstatt vor Ort für Ruhe zu sorgen, hätten
die Beamten den Fahrer des Autos, aus
dem die Musik kam, aufs Revier bestellt.
Dieser habe die Namen der anderen Ju-
gendlichen nennen müssen, die bei dem
Treffen dabei waren.

Einige Tage später erhielten sie dem Be-
richt zufolge Post vom Ordnungsamt mit
der Aufforderung, wegen lauten Lachens
und Redens 35 Euro zu bezahlen. Die an-
deren aus der Gruppe wollten keinen Är-
ger und überwiesen das Geld. Die 17-Jäh-
rige zog jedoch vor Gericht. Mit Erfolg:
Die junge Frau habe nicht einmal gewusst,
dass sie jemanden belästigt habe, urteilte
die Richterin. Schließlich habe weder die
Anwohnerin noch die Polizei die jungen
Leute darauf hingewiesen.

56-Jähriger
tödlich verletzt
STUTENSEE (StN). Bei dem Zusammenstoß
von zwei Autos in Stutensee (Kreis Karls-
ruhe) ist am Mittwoch ein 56-Jähriger ums
Leben gekommen. Der Mann war aus zu-
nächst ungeklärter Ursache auf die
Gegenfahrbahn geraten und frontal auf
den entgegenkommenden Wagen eines 49-
Jährigen geprallt, teilte die Polizei mit.
Dieser wurde von Rettungskräften schwer
verletzt in ein Krankenhaus gebracht. Er
schwebte jedoch nicht in Lebensgefahr.
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